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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Entscheidung des Rates der Europäischen Gemeinschaften vom 6. Juni 1974 
über die Anpassung der wirtschaftspolitischen Leitlinien für 1974 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 103, 

gestützt auf die Entscheidung des Rates vom 
18. Februar 1974 zur Erreichung eines hohen Grades 
an Konvergenz der Wirtschaftspolitik der Mitglied- 
staaten der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft^), 
insbesondere auf die Artikel 1 und 2, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in der Erwägung, daß der Rat mit der Analyse 
der Wirtschaftslage übereinstimmt, die in der Mit- 
teilung der Kommission an den Rat vom 27. März 
1974 über die Anpassung der wirtschaftspolitischen 
Leitlinien für 1974 dargelegt ist — 


HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Die Mitgliedstaaten richten ihre Wirtschaftspolitik 
an den im Anhang dargelegten Leitlinien aus. 


Artikel 2 

Diese Entscheidung ist an die Mitgliedstaaten ge- 
richtet. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gmeinschaften Nr. L 63 
vom 5: März 1974, S. 16 
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Anhang 


Die Leitlinien für die Wirtschaftspolitik 


a) Allgemeine Leitlinien 

Angesichts der gegenwärtigen Lage müssen die 
Ziele für die kurzfristige Wirtschaftspolitik in den 
Mitgliedstaaten sein: 

— Umstrukturierung der Volkswirtschaften zur An- 
passung an die veränderten außenwirtschaft- 
lichen Bedingungen; 

— Verstärkung des Kampfes gegen die Inflation 
zur Erhaltung der Kaufkraft; 

— Verminderung des Zahlungsbilanzdefizits, wobei 
diese Verminderung in den Ländern, deren 
außenwirtschaftliche Lage sich bereits vor der 
Krise fühlbar verschlechtert hatte, nachhaltig 
sein muß. 

Dabei könnte allerdings in einigen Fällen die Voll- 
beschäftigung in Frage gestellt werden. Sie muß 
zwar ebenfalls vorrangiges Ziel bleiben, doch ist 
dies in der gegenwärtigen Lage nicht dadurch zu 
erreichen, daß die nominale Binnennachfrage gene- 
rell angekurbelt wird. Dafür sind vielmehr gezielte 
Maßnahmen notwendig. 

Um alle diese Ziele zu verwirklichen, ist eine 
globale Nachfragesteuerung unerläßlich. Sie muß 
allerdings - gerade unter den gegenwärtigen Um- 
ständen - unbedingt in einen langfristigen Rahmen 
eingepaßt werden. Die notwendigen strukturellen 
Anpassungsprozesse haben ein derartiges Ausmaß, 
daß eine sehr nachhaltige Aktion erforderlich ist. 
Sie muß unverzüglich eingeleitet werden, damit 
ihre Wirkungen rechtzeitig zum Zuge kommen kön- 
nen. Die Opfer, die diese Anpassungsprozesse er- 
fordern, werden um so eher akzeptiert werden, je 
besser sie zeitlich gestaffelt und auf die verschie- 
denen sozialen und wirtschaftlichen Gruppen ver- 
teilt werden. 

Das Grundproblem der nächsten Jahre wird darin 
bestehen, das Wachstum des privaten Verbrauchs 
fühlbar unter dem Wachstum des Bruttosozialpro- 
duktes zu halten. Nur so werden die Ressourcen 
freigesetzt werden können, die notwendig sind, 
damit die unausweichlichen zusätzlichen Anstren- 


gungen im Bereich der Investitionen und der Aus- 
fuhren unternommen werden können. Dafür ist eine 
Verlangsamung der Expansion der Nominaleinkom- 
men insgesamt erforderlich, um eine Verschärfung 
der Inflation und der Ungleichgewichte in den Zah- 
lungsbilanzen zu vermeiden. Diese Aufgabe kann 
nur bewältigt werden, wenn die Sozialpartner zu 
einem konstruktiven Dialog bereit sind. 

Eine Übereinkunft zwischen diesen Gruppen hat um 
so mehr Aussicht auf Erfolg, je besser die Mäßigung 
der Einkommen von sozialpolitischen Maßnahmen 
begleitet wird. Verschiedene Aktionen können, ent- 
sprechend der besonderen Lage eines jeden Mit- 
gliedstaates, ins Auge gefaßt werden. Besondere 
Anstrengungen sind in einigen Ländern notwendig, 
um den Zugang aller Bevölkerungsschichten zu den 
verschiedenen Vermögensformen, insbesondere auf 
dem Gebiet des Wohnungseigentums, zu erleich- 
tern. Damit könnte die Sparneigung der privaten 
Haushalte verstärkt werden. 

Die Zahl der Arbeitnehmer, die den Risiken eines 
Arbeitsplatzwechsels ausgesetzt ist, wird im Ver- 
gleich zur Vergangenheit fühlbar zunehmen. Das 
Beschäftigungsniveau sollte dadurch gewahrt wer- 
den, daß darauf hingewirkt wird, die Mobilität auf 
dem Arbeitsmarkt zu verbessern statt vorhandene 
Arbeitsplätze zu erhalten, die nicht mehr produktiv 
sind. Dafür sind gegebenenfalls die Infrastrukturen 
und die Ausgaben zur beruflichen Umschulung der 
Arbeitskräfte erheblich zu verstärken. Insbesondere 
soll während der Periode der Umschulung dem 
Arbeitnehmer ein Einkommensniveau garantiert 
werden, das nicht zu sehr unter demjenigen in 
seinem ursprünglichen Beruf liegt. Dies unter- 
streicht die Bedeutung eines Systems zur Sicherung 
eines wesentlichen Teils des Einkommens während 
der Umschulungsperiode. In einer Zeit, in der das 
Ausbildungs- und Fortbildungsniveau steigen muß, 
sollten die Mitgliedstaaten bereit sein, die Lei- 
stungsfähigkeit des Sozialfonds zu verbessern. In 
Mitgliedstaaten, in denen die Arbeitslosenunter- 
stützung nur einen geringen Bruchteil des Nominal- 
einkommens ausmacht, soll ihr System verbessert 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
1. August 1974 - 1/4 -680 70- Le 9/74: 

Die Entscheidung wird gestützt auf die Entscheidung des Rates vom 18, Februar 1974 zur Erreichung eines 
hohen Grades an Konvergenz der Wirtschaftspolitik der Mitgliedstaaten der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft und wurde auf Vorschlag der Kommission vom Rat der Europäischen Gemeinschaften am 
6. Juni .1974 verabschiedet. 

Die Entscheidung wurde erst jetzt nach Rücknahme eines britischen Vorbehalts wirksam. 
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werden. In jedem Fall muß die Gemeinschaftssoli- 
darität einen Rückstrom der Arbeitskräfte nach 
Italien und Irland verhindern, wo die Beschäfti- 
gungsprobleme bereits sehr ausgeprägt sind. 

Sicherlich ist schon spontan eine Tendenz zum not- 
wendigen Strukturwandel in der Produktion zu er- 
warten. Sie muß gefördert und darf vor allem nicht 
gebremst werden. Die Gesamtheit der einzuleiten- 
den Maßnahmen soll daher so konzipiert werden, 
daß Investitionen im Bereich der Energie und in 
anderen vorrangigen Sektoren begünstigt werden. 

Besondere Forschungs- und Investitionsanstrengun- 
gen drängen sich auf, um eine rationellere Nutzung 
von Energie zu erreichen und Energiequellen zu 
entwickeln mit dem Ziel, der Gemeinschaft lang- 
fristig und zu vertretbaren Kosten ein Mindestmaß 
an Autonomie zu sichern. Dadurch könnten die Aus- 
wirkungen der Erdölverteuerung auf die Zahlungs- 
bilanzen und die Realeinkommen begrenzt werden. 
Um den Substitutionsprozeß zu beschleunigen und 
Energie zu sparen, muß die Erhöhung der Erdöl- 
preise sich in der internen Preisstruktur der Erdöl- 
produkte niederschlagen. 

Die notwendige tiefgreifende Veränderung der 
Energiestruktur der Gemeinschaft erfordert be- 
trächtliche Investitionen, die manchmal sehr risiko- 
reich sind. Auf Gemeinschaftsebene sind die Mög- 
lichkeiten, neue Wege zu suchen, zugleich größer 
und weniger kostspielig. Die Gemeinschaft muß die 
Vorteile, die ihre Dimension bietet, nutzen, um eine 
einheitliche Energiepolitik zu verfolgen. 

Die hier vorgeschlagenen Maßnahmen werden dazu 
beitragen, innerhalb vertretbarer Fristen die wich- 
tigsten Ungleichgewichte in den Zahlungsbilanzen 
zu beseitigen. Der Gesundungsprozeß kann dabei 
jedoch nur progressiv erfolgen, zumal sich die 
Wiederherstellung des globalen Gleichgewichts 
weltweit vollziehen muß. In der Zwischenzeit muß 
die Solidarität unter den Mitgliedstaaten gestatten, 
daß die Mitgliedstaaten, die die größte Last zu 
tragen haben, zumindest einen Teil der notwen- 
digen Finanzierung im Rahmen bestehender oder zu 
schaffender Gemeinschaftsmechanismen finden. 

Im Bereich der Konjunkturpolitik ist zweifellos eine 
Differenzierung der Maßnahmen erforderlich. Unter 
enger Koordinierung muß dabei der jeweiligen 
Ausgangssituation sowie den Entwicklungsaussich- 
ten jedes Mitgliedstaates Rechnung getragen wer- 
den. Geht man von der außenwirtschaftlichen Lage 
und den inflationären Spannungen aus, so lassen 
sich nämlich in der Gemeinschaft zwei Gruppen von 
Ländern unterscheiden. Zur ersten Gruppe gehören 
die Bundesrepublik Deutschland und die Benelux- 
Länder, für die im Jahre 1974 trotz fühlbarer Ver- 
schlechterung ein Aktivsaldo oder eine ungefähre 
Gleichgewichtslage in der laufenden Zahlungsbilanz 
zu erwarten ist. Zur zweiten Gruppe können die 
übrigen Länder gerechnet werden (Italien, das Ver- 


einigte Königreich, Dänemark sowie, wenn auch 
weniger ausgeprägt, Frankreich und Irland), die 
beträchtliche Defizite ihres Außensaldos verzeich- 
nen werden und stärkeren Preissteigerungen aus- 
gesetzt sind. 

In den Ländern der ersten Gruppe, insbesondere in 
der Bundesrepublik Deutschland, sollen die für die 
Wirtschaftspolitik verantwortlichen Instanzen dar- 
auf achten, daß der bis Ende des' Jahres 1974 erwar- 
tete Aufschwung in eine Entwicklung einmündet, 
die deutlich nach oben gerichtet ist, dabei aber nicht 
die Produktionskapazitäten überschreitet. Die Zu- 
nahme des realen Bruttosozialproduktes sollte in 
diesen Ländern vom Jahresende 1974 an eine An- 
stiegstendenz von 3 bis 4 v. H. erreichen. Die sich 
daraus ergebende Verschlechterung der laufenden 
Zahlungsbilanz wäre hinzunehmen. Sie würde dazu 
beitragen, die inflationären Tendenzen in diesen 
Ländern abzubauen und gleichzeitig die Länder mit 
hohen Defiziten in ihren Bemühungen unterstützen, 
eine Gesundung ihrer Zahlungsbilanzen herbeizu- 
führen. 

Die Wirtschaftspolitik soll in dieser Ländergruppe, 
soweit notwendig, so dosiert werden, daß auf die 
Nachfrageentwicklung vor allem durch haushalts- 
politische Maßnahmen eingewirkt wird. Sollten die 
von den öffentlichen Haushalten zu erwartenden 
Impulse nicht ausreichen, das Wirtschaftswachstum 
hinreichend zu stützen, wären Erleichterungen auf 
dem Gebiet der direkten Steuern oder zusätzliche 
Ausgaben vorzusehen, durch welche vor allem die 
Investitionen im Energiebereich stärker stimuliert 
werden. Dagegen scheint es nicht angebracht, schon 
jetzt die monetären Restriktionsmaßnahmen zu 
lockern, wenn auch die innergemeinschaftlichen und 
die internationalen Wechselkursbeziehungen im 
Auge behalten werden sollten. 

In der zweiten Gruppe von Ländern muß die Wirt- 
schaftspolitik wegen der durch die Zahlungsbilanz- 
entwicklung gegebenen Sachzwänge und des star- 
ken Preis- und Kostenauftriebs auf eine Umstruk- 
turierung der Nachfrage mit dem Ziel einer Ver- 
besserung des Außensaldos ausgerichtet werden. 
Damit die Ausfuhren stimuliert werden, muß die 
Wirtschaftspolitik dieser Länder für Ende 1974 auf 
einen Rückgang der inländischen Nachfrage deut- 
lich unterhalb der Ausdehnung der Produktions- 
kapazitäten abzielen. 

In den Ländern, die schon vor der Erdölkrise unter 
einer fühlbaren Zunahme des Defizits ihrer laufen- 
den Zahlungsbilanz gelitten haben, fällt der Geld- 
und Kreditpolitik eine wichtige Rolle zu, um die 
notwendigen Anpassungen zu erleichtern. Die 
restriktive Ausrichtung der Geld- und Kreditpolitik 
muß daher verschärft werden, was durch den Kon- 
traktionseffekt der Defizite der laufenden Zahlungs- 
bilanzen auf die interne Liquidität erleichtert wird. 
Die Zinssätze müssen auf jeden Fall hoch bleiben, 
und zwar sowohl um ein ausreichendes Niveau der 
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realen Zinssätze zu gewährleisten als auch um 
einen genügenden Abstand gegenüber den Zins- 
sätzen auf den wichtigsten Auslandsmärkten zu 
wahren. Die voraussehbare Verschlechterung der 
Haushaltssalden soll entweder durch eine Mäßigung 
der Ausgabenprogression oder durch eine Erhöhung 
der Steuerbelastungen aufgefangen werden. In die- 
sem Rahmen ist der Entwicklung von Ausfuhr und 
Investitionen im Energiebereich Vorrang zu Lasten 
der Verbrauchsausgaben der öffentlichen Hand und 
der privaten Haushalte einzuräumen. Im Hinblick 
auf die Bekämpfung des Kosten- und Preisauftriebs 
wäre eine Stabilisierung der Devisenkurse er- 
wünscht. 

Die vorstehend aufgezeigte Wirtschaftspolitik wird 
um so rascher und effizienter zum Erfolg führen, als 
auch die wichtigsten Handelspartner der Gemein- 
schaft entsprechend Vorgehen. Die Gemeinschaft 
sollte ihrerseits im Rahmen der internationalen Zu- 
sammenarbeit darauf hinwirken. 


b) Leitlinien für die einzelnen Länder 

In Dänemark dürfte die Wirtschaftslage bis zum 
Jahresende 1974 durch eine Verlangsamung der Ak- 
tivität, eine Zuspitzung der Inflationstendenzen und 
durch eine Verschlechterung der bereits 1973 stark 
defizitären laufenden Zahlungsbilanz gekennzeich- 
net sein. 

Die Wirtschaftspolitik muß sich daher noch stärker 
um die Wiederherstellung des Gleichgewichts der 
Zahlungsbilanz und die Verlangsamung des Preis- 
und Kostenauftriebs bemühen. Die Verwirklichung 
dieses Zieles setzt voraus, daß die Verbrauchsnach-. 
frage der privaten Haushalte gedämpft und der An- 
stieg der Ausgaben der öffentlichen Hand gebremst 
wird. Die dadurch frei werdenden Ressourcen müs- 
sen dem Export zugute kommen. Die kürzlich von 
der Regierung getroffenen Maßnahmen, die nament- 
lich eine Verminderung der öffentlichen Ausgaben 
und die Einführung eines Pflichtsparens für die 
privaten Haushalte vorsehen, gehen bereits in diese 
Richtung. Falls sie sich jedoch als unzureichend 
erweisen sollten, um die Expansion der nominalen 
Inlandsnachfrage in dem angestrebten Ausmaß zu 
bremsen, wäre es erforderlidi, diese Maßnahmen 
durch eine weitere Beschneidung der öffentlichen 
Ausgaben oder durch neue Steuern zu ergänzen, 
um den Haushaltsüberschuß nahe an den für das 
Haushaltsjahr 1974/1975 im dritten Jahresbericht 
über die Wirtschaftslage der Gemeinschaft festge- 
legten Leitlinien zu halten. 

Auf dem Gebiet der Geld- und Kreditpolitik ist seit 
dem vergangenen Herbst eine fühlbare Verlang- 
samung der Expansion der Inlandsliquidität festzu- 
stellen. Es ist darauf zu achten, daß diese Tendenz 
aufrechterhalten bleibt. Im Rahmen einer Politik 
zur Begrenzung der Bankkredite müssen die Be- 


hörden weiterhin der Beschränkung des Konsu- 
mentenkredits besondere Aufmerksamkeit widmen. 

In der Bundesrepublik Deutschland hat sich die 
wirtschaftliche Aktivität nach der im zweiten Halb- 
jahr 1973 verzeichneten Verlangsamung am Jahres- 
anfang 1974 auf verhältnismäßig hohem Niveau ge- 
halten. Trotz der Ölkrise ist eine gewisse Belebung 
der Expansion im Verlauf der nächsten Monate 
wahrscheinlich. Der rasche Preisanstieg droht anzu- 
halten. 

Die Behörden stehen indessen vor der besonders 
heiklen Aufgabe, die Wiederbelebungstendenzen in 
der Wirtschaft zu fördern und gleichzeitig die infla- 
tionären Spannungen zu vermindern. Auf die Ent- 
wicklung der Zahlungsbilanz braucht dabei keine 
große Rücksicht genommen zu werden; eine Be- 
lebung der Einfuhren könnte das interne Gleich- 
gewicht sogar verbessern. Die Aufhebung der im 
Mai 1973 eingeführten restriktiven Steuermaßnah- 
men und die von den Haushaltsdefiziten des Bun- 
des und der Länder ausgehenden expansiven Im- 
pulse dürften ausreichen, um das Wirtsdiaftswachs- 
tum zum' Jahresende auf einen Wachstumspfad von 
3 bis 4 V. H. zu bringen. Sollte sich jedoch zeigen, 
daß dies nicht der Fall ist, so hätte die Bundesregie- 
rung der Wirtschaft behutsam zusätzliche Impulse 
zu geben. 

Die gegenüber den ursprünglichen Vorausschätzun- 
gen beschleunigte Zunahme der öffentlichen Aus- 
gaben, die hauptsächlich auf das schnellere An- 
steigen der Löhne und Preise, die selektiven Maß- 
nahmen ' zugunsten bestimmter Sektoren und 
Regionen sowie die Aufhebung der restriktiven 
Steuermaßnahmen zurückzuführen ist, führt 1974 zu 
einem Nettofinanzierungsdefizit von 11 bis 13 Mrd. 
DM für Bund und Länder insgesamt; im dritten 
Jahresbericht war noch von einem leichten Finan- 
zierungsüberschuß ausgegangen worden. Die Finan- 
zierung des Haushaltsdefizits von Bund und Län- 
dern muß in erster Linie über den Kapitalmarkt und 
nur subsidiär durch den Rückgriff auf die bei der 
Bundesbank gegenwärtig stillgelegten Konjunktur- 
ausgleichsrücklagen erfolgen. 

In der Liquiditätspolitik ist die gegenwärtige Linie 
beizubehalten. 

In Frankreich wird die wirtschaftliche Expansion 
trotz einer gewissen Verlangsamung im Vergleich 
zum Vorjahr sicherlich noch recht kräftig bleiben. 
Die Spannungen, die 1973 im Bereich der Produk- 
tionskapazitäten zu beobachten waren, werden 
wahrscheinlich nachlassen. Die Lage auf dem 
Arbeitsmarkt dürfte sich im Laufe des Jahres zu- 
nehmend entspannen. Die Verteuerung der Roh- 
stoffeinfuhren, namentlich der Energieprodukte, 
dürfte zu einem erheblichen Außenhandelsdehzit 
führen. Außerdem besteht die Gefahr, daß sich der 
inländische Preisanstieg in beschleunigtem Tempo 
fortsetzt. 
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Die Wirtschaftspolitik muß im Jahre 1974 im Rahr 
men einer mittelfristigen Strategie in erster Linie 
die allmähliche Verringerung der Außenhandels- 
lücke anstreben. Es empfiehlt sich vor allem, die 
notwendige Anpassung der Produktionsstruktur zu 
erleichtern und zu fördern, um im Jahr 1975 eine 
deutliche Verbesserung des Außenhandelssaldos zu 
erzielen. Gleichzeitig muß der inländische Kosten- 
anstieg gebremst werden, um die Wettbewerbs- 
position des Landes zu sichern und den Wechsel- 
kurs des Franken zu stabilisieren. 

Im Bereich der öffentlichen Finanzen lassen die der- 
zeitigen Tendenzen für 1974 einen Handelsüber- 
schuß erwarten, der die in den Leitlinien des dritten 
Jahresberichts genannten 2 Mrd. Franken übertrifft. 
Der Vollzug des Haushaltes wird im ersten Halb- 
jahr 1974 einen eindeutig restriktiven Effekt haben. 
Falls sich die Tendenzen zur Verlangsamung des 
Wirtschaftswachstums zu stark ausbreiten sollten, 
müßten fiskalische Maßnahmen zugunsten vor- 
rangiger Investitionen ins Auge gefaßt werden. 

Es ist angebracht, die zunehmend restriktive Linie 
der Geld- und Kreditpolitik beizubehalten, womit 
kein Urteil über notwendige Maßnahmen zur För- 
derung von durch die Energiekrise erzwungenen 
Anpassungsinvestitionen vorweggenommen werden 
soll. Dagegen müssen die Konsumentenkredite und 
auch die Kredite für nicht vorrangige Investitionen 
weiterhin einer strengen Beschränkung unterliegen. 

In Irland war die wirtschaftliche Lage vor der Vor- 
lage des Haushaltsplans durch ein mäßiges Wieder- 
einsetzen der Expansion nach der vorübergehen- 
den Abschwächung in der zweiten Hälfte des Jahres 
1973 gekennzeichnet. Auf dem Arbeitsmarkt scheint 
man mit keinerlei bedeutendem Fortschritt rechnen 
zu können. 

Die kürzlich zustande gekommene Erneuerung des 
nationalen Lohnabkommens dürfte zu einer kräf- 
tigen Steigerung der Löhne und Gehälter führen. 
Die Preissteigerungen dürften sehr kräftig bleiben. 
Die laufende Zahlungsbilanz wird eine spürbare 
Verschlechterung erfahren. Der Nettokapitalimport 
dürfte anhalten. 

Um im Jahre 1974 ein wirtschaftliches Wachstum 
nahe an der Kapazitätsgrenze zu sichern, hat die 
Regierung beschlossen, im neuen, Anfang April yor- 
gelegten Haushaltsplan zusätzliche Expansionsim- 
pulse zu schaffen. Trotz einer Reform der Einkom- 
mensbesteuerung und eines Versuches, die Steuer- 
last gleichmäßiger auf die verschiedenen sozialen 
Gruppen zu verteilen - vor allem durch die Er- 
weiterung der besteuerbaren Einkommen und durch 
die Einführung einer Kapitalgewinnsteuer schla- 
gen sich die Haushaltsansätze in einer erheblichen 
Vergrößerung des vorgesehenen Defizits nieder. 
Wegen der prekären Lage des internen und exter- 
nen Gleichgewichts ist es wichtig, daß die Wirt- 


schaftspolitik sehr fexibel gehandhabt wird. Falls es 
sich erweisen sollte, daß die Kapazität der Wirt- 
schaft nicht ausreicht, um den zusätzlichen Nach- 
frageimpulsen des Budgets zu entsprechen, und 
falls der Inflationsdruck stärker als erwartet ist, 
müssen die wirtschaftlichen Prioritäten insbeson- 
dere im Rahmen des Vollzugs des Haushaltsplans 
überprüft werden. 

Während der zweiten Hälfte des Jahres 1973 be- 
schleunigte sich das Wachstum der inländischen 
Liquidität. Die gegenwärtige restriktive Linie der 
Geld- und Kreditpolitik sollte im Hinblick auf die 
Geldmenge fortgesetzt und auch in Zukunft von 
selektiven Maßnahmen zugunsten der produktiv- 
sten Investitionen begleitet werden. Die Aufgaben 
der Geldbehörden würden erleichtert, wenn zur 
Finanzierung des Haushaltsdefizits in geringerem 
Maße auf monetäre Mittel zurückgegriffen würde. 

In Italien dürfte die im letzten Jahr beobachtete 
kräftige Belebung der Nachfrage ein anhaltendes 
Wirtschaftswachstum im Jahre 1974 ermöglichen. 
Trotz einer beschleunigten Zunahme der Ausfuhren 
dürfte sich das Wachstum jedoch infolge der Aus- 
wirkungen der Erdölkrise merklich verlangsamen. 
Die Lage auf dem Arbeitsmarkt dürfte praktisch sta- 
gnieren. Die größten Probleme wirft das gesamt- 
wirtschaftliche Gleichgewicht auf. In der Tat ist zu 
befürchten, daß sich der schon 1973 rasche Preisauf- 
trieb noch beschleunigt und sich da^ Defizit der 
laufenden Zahlungsbilanz beträchtlich erhöht. Die 
anscheinend übermäßige Abwertung der Lira hat 
den inflationären Tendenzen zusätzliche Nahrung 
gegeben, ohne die Schwierigkeiten im Bereich der 
laufenden Zahlungsbilanz zu erleichtern. 

Unter diesen Bedingungen muß der Schwerpunkt 
der Wirtschaftspolitik auf die Beseitigung der Un- 
gleichgewichtsherde gelegt werden. Das unmittel- 
bare Problem der italienischen Behörden besteht 
darin, schnell spürbare Ergebnisse im Sinne einer 
deutlichen Verbesserung der Zahlungsbilanz zu 
erreichen, deren derzeitige Entwicklung unhaltbar 
ist. Da die Verschuldung Italiens gegenüber dem 
Ausland schon hoch ist, muß in der zweiten Hälfte 
dieses Jahres und im Laufe des Jahres 1975 eine 
deutliche Verbesserung der laufenden Zahlungs- 
bilanz erreicht werden. Unter Berücksichtigung der 
Tatsache, daß die seit Februar 1973 vollzogene Ab- 
wertung der Lira im Jahre 1975 ihre volle Wirkung 
auf das Exportvolumen ausüben wird, soljte sich 
die Wirtschaftspolitik das Ziel setzen, das Gesamt- 
defizit der laufenden Zahlungsbilanz 1975 minde- 
stens auf 2000 Mrd. Lira zurückzuführen. In diesem 
Zusammenhang ist daran zu erinnern, daß rund 
2800 Mrd. Lira des für 1974 zu erwartenden Defizits 
in Höhe von 4100 Mrd. Lira der Erhöhung der Erd- 
ölpreise zuzurechnen sind. Angesichts der Tatsache, 
daß das gewaltige Defizit in der laufenden Zah- 
lungsbilanz, das für 1974 erwartet wird, nicht nur 
auf die Mineralölverteuerung, sondern auch auf 
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interne Faktoren zurückzuführen ist, namentlich auf 
die überhöhte Gesamtnachfrage und die starke Be- 
schleunigung des Inflationsprozesses, ist eine 
strenge Begrenzung der Expansion der Binnennach- 
frage sowie eine Mäßigung des internen Kosten- 
auftriebs ab sofort notwendig. Dabei ist es dring- 
lich, nicht nur den Lirakurs zu stabilisieren, sondern 
auch die Instrumente der Nachfragesteuerung so 
einzusetzen, daß die Ressourcen stärker den pro- 
duktiven Investitionen und vor allem den Exporten 
zugute kommen. 

In der Haushaltspolitik müssen alle noch vorhande- 
nen Möglichkeiten ausgeschöpft werden, um das 
Haushaltsdefizit des laufenden Jahres zu verringern, 
und es müssen Maßnahmen in Angriff genommen 
werden, um die öffentlichen Finanzen des Staates, 
der Gebietskörperschaften und der Sozialversiche- 
rungsträger schrittweise zu sanieren. Im laufenden 
Haushaltsjahr müssen erhebliche Anstrengungen 
unternommen werden, um die weniger dringenden, 
insbesondere die direkt mit dem Verbrauch ver- 
bundenen Ausgaben zu bremsen. Gleichzeitig sollen 
sowohl direkt als auch indirekt die Investitionsaus- 
gaben mit vorrangigem Charakter, namentlich die- 
jenigen, die zur Exportausweitung und Infrastruk- 
turverbesserung beitragen, gestützt werden. Unter 
Berücksichtigung der seit dem Herbst beschlossenen 
zustäzlichen Ausgaben dürfte der Nettofinanzie- 
rungssaldo des Staates (Haushaltstransaktionen und 
Operationen des Schatzamtes) im Jahre 1974 9200 
Mrd. Lire betragen. Dieser Betrag ist eine Grenze, 
die unter keinen Umständen überschritten werden 
darf. Um dieses Ergebnis zu erreichen, scheint eine 
Erhöhung der Steuerlast unvermeidbar. Die Finan- 
zierung des Defizits sollte im übrigen weitgehend 
durch nicht monetäre Mittel gewährleistet werden. 

Die Geld- und Kreditpolitik sollte das Defizit der 
Zahlungsbilanz dazu beitragen lassen, das Geld- 
und Quasigeldvolumen zu verringern. Außerdem 
muß die Kreditausweitung verlangsamt werden, 
und zwar in einem Maße, daß sie erheblich unterhalb 
des Plafonds von 22 400 Mrd. Lire bleibt, der in der 
Absichtserklärung gegenüber dem Internationalen 
Währungsfonds festgelegt wurde. Dabei ist jedoch 
darauf zu achten, daß den eindeutig export- und 
energieorientierten Investitionen Vorrang einge- 
räumt wird. Die Steigerung der Zinssätze, die sich 
aus einer derartigen Begrenzung ergibt, trägt dazu 
bei, die Bilanz der Kapitalbewegungen zu verbes- 
sern, durch eine Stützung des Lirakurses die Er- 
höhung der Importpreise abzuschwächen und die 
Sparneigung anzuregen. 

In dep Niederlanden dürfte bis zum Jahresende die 
Ausweitung der Nachfrage und der Produktion rela- 
tiv schwach sein und die Lage auf dem Arbeits- 
markt sich verschlechtern. Der Preisauftrieb dürfte 
sich vreiter verschärfen. Der Außenbeitrag könnte 
sich verringern, aber immer noch einen Überschuß 
ausweisen. 


Um ein ausreichendes Niveau der gesamten Aus- 
gaben zu gewährleisten, hat die Regierung bereits 
Maßnahmen zur Stützung der Nachfrage, insbeson- 
dere auf dem Gebiet des Haushalts, ergriffen (Ver- 
schiebung der Anwendung der Investitionssteuer in 
den westlichen Gebieten des Landes auf einen 
späteren Termin, Beschleunigung der zweiten Phase 
des im letzten September angenommenen Pro- 
gramms zum Kampf gegen die Arbeitslosigkeit) und 
weitere Maßnahmen am 19. März 1974 angekündigt 
(Einkommensteuerermäßigungen ab 1. Juli 1974, 
Erhöhung des Steuerabzugs für Investitionen, zu- 
sätzliche Haushaltsausgaben). Wenn alle diese 
Maßnahmen in Kraft treten, wird bei Berücksichti- 
gung der bereits Ende 1973 beschlossenen Maßnah- 
men der Nettofinanzierungssaldo um 1,1 Mrd. Gul- 
den höher sein als die im dritten Jahresbericht zu- 
grunde gelegten 1,5 Mrd. Gulden. Jede eventuelle 
weitere haushaltspolitische Maßnahme, insbeson- 
dere zur Förderung der Investitionen, soll daher in 
Zukunft so weit wie möglich im Rahmen einer Um- 
strukturierung der öffentlichen Ausgaben erfolgen, 
damit sich das Defizit nicht noch zusätzlich erhöht. 

Die Lage im monetären Bereich ist bis jetzt durch 
eine deutliche Ausweitung der Geld- und Quasi- 
geldmenge gekennzeichnet. Zu dieser Entwicklung 
haben besondere Umstände beigetragen. Die 
restriktive Ausrichtung der Geld- und Kreditpolitik 
ist daher derzeit nicht zu ändern. 

Das Gesetz vom 10. Januar 1974 über die Vollmach- 
ten, das bis zum Jahresende gelten soll, gibt der 
niederländischen Regierung weitgehende Einfluß- 
möglichkeiten zur Regulierung der Einkommen. In 
der gegenwärtigen Lage scheint eine zeitlich be- 
grenzte Kontrolle der Preise und der Gesamtheit 
der Einkommen, zusammen mit der angekündigten 
Ermäßigung der direkten Steuern auf niedrige Ein- 
kommen, angebracht, soweit sie einen Beitrag zur 
Abschwächung des Lohnkostenauftriebs leisten 
kann. 

In Belgien werden die stockende Weltnachfrage und 
die Verteuerung der Einfuhren infolge der Ölkrise 
sicherlich das Wirtschaftswachstum im Jahre 1974 
beeinflussen. Die Arbeitslosigkeit könnte sich aus- 
weiten. Der Saldo der laufenden Zahlungsbilanz 
wird sich merklich vermindern, aber immer noch 
einen Uberschuß aufweisen. Unter diesen Umstän- 
den kommt es gegenwärtig darauf an, die Wirt- 
schaftsaktivität nur in sehr selektiver Weise zu 
stützen, aber gleichzeitig angesichts der anhalten- 
den Preis- und Kostensteigerungen darauf zu ach- 
ten, daß sie unter dem Wachstumspotential ge- 
halten wird. 

In der Haushaltspolitik wird der im dritten Jahres- 
bericht und in dem von der belgischen Regierung 
vorgelegten Haushaltsplan vorgesehene Abbau des 
Finanzierungsdefizits gewährleistet werden kön- 
nen, da der Preisanstieg die Einnahmen ebenso aus- 
weitet wie die Ausgaben. Das erfordert allerdings 


6 



Deutscher Bundestag - 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/2452 


wegen des strukturellen Charakters des Haushalts- 
defizits eine Begrenzung neuer Ausgaben. Die zu- 
sätzlichen Investitionserfordernisse im Energiesek- 
tor müssen vor allem iöi Rahmen einer Umstruktu- 
rierung der Ausgaben gedeckt werden. 

Die Geld- und Kreditpolitik soll einen restriktiven 
Charakter beibehalten. Die Tendenzen auf den 
internationalen Finanzmärkten könnten allerdings 
eine Zinserhöhung notwendig machen. 

Damit die Rohstoffverteuerung nicht zu einer Fort- 
setzung der Preis-Lohn-Spirale führt, soll weiterhin 
eine aktive Preispolitik verfolgt werden und sollten 
die verschiedenen wirtschaftlichen Gruppen ihre 
Einkommensforderungen mäßigen. Dabei ist zu ver- 
meiden, daß Einkommenserhöhungen in einem Sek- 
tor spürbare Folge Wirkungen in den anderen Sek- 
toren verursachen. 

Die Wirtschaftslage in Luxemburg wird in den 
kommenden Monaten wahrscheinlich durch ein an- 
haltend hohes Produktionsniveau, insbesondere in 
der Eisen- und Stahlindustrie, gekennzeichnet sein. 
Der Auftrieb der Verbraucherpreise droht sich wäh- 
lend des ganzen Jahres 1974 zu beschleunigen. Der 
Außenbeitrag dürfte stark positiv bleiben. 

Da die Aussichten für den Arbeitsmarkt günstig 
sind, stellen sieh die Wirtschaftsprobleme mit ge- 
ringerer Schärfe als in den anderen Ländern der 
Gemeinschaft. Die Inflation ist im wesentlichen aus- 
ländischen Ursprungs und kann deshalb nur sehr 
begrenzt durch binnenwirtschaftliche Maßnahmen 
gebremst werden. Daher dürfte es nicht erforder- 
lich sein, die im dritten Jahresbericht vom Rat emp- 
fohlene allgemeine Ausrichtung für die Haushalts- 
politik wesentlich zu ändern. Allerdings ist bei der 
Bewilligung von Haushaltsmitteln für neue Inter- 
ventionen bei der Ausführung des von der Regie- 
rung vorgesehenen Sozialprogramms eine gewisse 
Zurückhaltung geboten. 

Im Vereinigten Königreich werden sich während 
des ganzen Jahres die Auswirkungen der vorüber- 
gehenden Einführung einer Dreitagewoche und des 
Bergarbeiterstreiks stark bemerkbar machen. Selbst 
wenn man davon ausgeht, daß die Produktionsaus- 
fälle des ersten Quartals anschließend zum Teil 
wieder ausgeglichen werden, wird das reale Brutto- 
sozialprodukt, auf das ganze Jahre gesehen, wahr- 
scheinlich einen beträchtlichen Rückgang ver- 
zeichnen. 

Die Preissteigerungstendenzen könnten sich wäh- 
rend der kommenden Monate erheblich verschärfen. 
Die Aussichten für die laufende Zahlungsbilanz, die 
schon 1973 ein sehr hohes Defizit aufwies, bleiben 
besorgniserregend. 

Die notwendige Sanierung der Zahlungsbilanz und 
die erforderliche Schonung der Währungsreserven 
stehen in einem Zielkonflikt mit der Aufgabe, ein 


zu niedriges Produktionsniveau und eine Ver- 
schlechterung der Arbeitsmarktlage zu vermeiden. 
Das vorrangige Ziel, die laufende Zahlungsbilanz 
wieder ins Gleichgewicht zu bringen, ist daher in 
eine Strategie einzufügen, die sich an einer länge- 
ren* Periode ausrichtet als nur am laufenden Jahr. 
Dabei kann damit gerechnet werden, daß sich der 
günstige Effekt der seit Mitte 1972 eingetretenen 
Abwertungen des Pfundkurses zunehmend stärker 
bemerkbar machen wird. Auf Grund der Erfahrun- 
gen der Vergangenheit kann man erwarten, daß 
diese Effekte sich im Jahre 1975 und darüber hin- 
aus voll in einer Verbesserung der laufenden Zah- 
lungsbilanz nieder schlagen. Ab sofort ist die Wirt- 
schaftspolitik so auszurichten, daß das gesamte 
Defizit der laufenden Zahlungsbilanz im Jahre 1975 
unter 2 Mrd. Pfund liegen wird. Dieser Betrag 
würde dem Teil des Defizits entsprechen, der 1974 
der Erdölhausse zuzurechnen ist. Die Verwirk- 
lichung eines solchen Zieles setzt eine Wirtschafts- 
politik voraus, die die für einen kräftigen Export- 
anstieg ncrtwendigen realen Ressourcen freisetzt. 

Die unabdingbare Voraussetzung, kurzfristig eine 
jähe Bremsung der Ausweitung der Inlandsnach- 
frage zu vermeiden, ist es, die Grundlage für eine . 
Einigung über eine konzertierte Preis- und Einkom- 
menspolitik zu finden. Eine solche Einigung ist um 
so mehr erwünscht, weil sie eine ausreichende Ent- 
wicklung der industriellen Investitionen begünstigt; 
dadurch kann ein kräftiger Ausfuhrstrom ermöglicht 
und auf längere Sicht ein hohes Beschäftigungs- 
niveau gewährleistet werden. . * 

Die Haushaltspolitik muß im Anschluß an die Nor- 
malisierung der Wirtschaftslage auf eine Mäßigung 
der Inlandsnachfrage hinwirken. Das Budget für das 
Haushaltsjahr 1974/1975 ist ein wichtiger Schritt in 
diese Richtung. Es sieht einmal eine geringere 
Steuerbelastung für die niedrigsten Einkommen 
vor, deren Kaufkraft wegen der Inflation schon 
stark gelitten hat, sowie Subventionen zur Begren- 
zung der Preissteigerungen bei Nahrungsmitteln; 
zum anderen wirkt es durch eine Begrenzung der Zu- 
nahme der Ausgaben und eine Verschärfung der 
Steuerbelastungen dämpfend auf die Inlandsnach- 
frage. Sollte es sich im Laufe der nächsten Monate 
herausstellen, daß die nominelle Inlandsnachfrage 
schneller wächst, als es mit der notwendigen Ver- 
besserung der laufenden Zahlungsbilanz vereinbar 
ist, so sind zusätzliche haushaltspolitische Maßnah- 
men erforderlich. Sie sollten so weit wie möglich 
die produktiven Investitionen schonen. 

Angesichts der raschen und anhaltenden Erhöhung 
der wichtigsten monetären Variablen müösen wei- 
tere Anstrengungen unternommen werden, um die 
Ausweitung der Geldmenge im Jahre i974 zu be- 
schränken, In diesem Rahmen wäre allerdings eine 
gewisse Selektivität bei Kreditrestriktionen, na- 
mentlich zugunsten der kleinen und mittleren 
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Unternehmen, die unter den Ereignissen am Jahres- 
beginn am stärksten zu leiden hatten, und zugun- 
sten der Exporte zu verfolgen. Die Zahlungsbilanz- 
lage gibt im übrigen Anlaß, das Niveau der kurz- 
fristigen Zinssätze spürbar über demjenigen auf 
den internationalen Finanzmärkten zu halten. Eine 
solche Politik würde zu der erwünschten Stabilisie- 
rung des Pfundkurses sowie zu einer Zügelung der 
inflationären Tendenzen beitragen, die sich in letz- 
ter Zeit wegen der Abwertung des Pfundes ergeben 
haben. 



